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                                              Große Anfrage 
           der Abgeordneten Hartmut Obens, Zaklin Nastic und Astrid Dahaba 
                                                   (Fraktion DIE LINKE) 

 

Betr.: Gagfah im Bezirk Eimsbüttel 

 

Im „Abendblatt“-Artikel „Bezirk Mitte greift Gagfah an“ vom 30. 4. 2011 wird berichtet, dass die 

Gagfah (Gemeinnützige Aktien-Gesellschaft für Angestellten-Heimstätten), die 2004 vom Staat an 

den amerikanischen Hedgefond Fortress verkauft wurde, ihren Hamburger Wohnungsbestand 

verfallen lässt. Viele Mieterinnen und Mieter klagen, dass ihre Wohnungen verschimmeln, 

Tapeten von den Wänden fallen, Balkone und Fassaden abbröckeln und Treppenhäuser und 

Keller verschmiert sind. Die Weigerung, notwendige Investitionen für die Instandhaltung der 

9.375 Wohnungen in Hamburg durchzuführen, dienen dazu, den Aktionären weiterhin hohe 

Dividenden auszahlen zu können.  

 

Die für den Wohnungsbau zuständige Senatorin Blankau sieht die Bezirke in der Pflicht, für die 

Umsetzung des Gesetzes zum Schutz von Wohnraum zu sorgen, damit die Einhaltung von 

Mindestanforderungen im Interesse der Mieterinnen und Mieter gewährleistet werden kann. 

Vor diesem Hintergrund bittet die Fraktion DIE LINKE um die Beantwortung folgender Fragen: 

 

1. Befinden sich auch in Eimsbüttel Wohnungen der Gagfah? Wenn ja, wie viele sind das 

und auf welche Stadtteile verteilen sie sich? 

2. Sind entsprechende Klagen von Mieterinnen und Mietern bekannt? Wie viele sind das 

und worauf beziehen sie sich? 

3. Sind zuständige Mitarbeiter des Bezirksamts mit diesen Vorgängen befasst? Wenn ja,  was 

wurde hinsichtlich dieser Mieterklagen unternommen? Welche Unterstützung haben die 

Mieterinnen und Mieter erhalten? 

4. Wie viel MitarbeiterInnen für den Wohnraumschutz beschäftigt das Bezirksamt 

Eimsbüttel? 

5. Gibt es hierbei Stellenvakanzen? Wenn ja, seit wann? Was wurde unternommen, um diese 

zu beseitigen? 

6. Ist nach Ansicht des Bezirksamts ein Mehrbedarf an Planstellen für den Wohnraumschutz 

in Eimsbüttel erkennbar? Wenn ja, was wurde in dieser Hinsicht unternommen? Wurden 

entsprechende Forderungen an den Senat gestellt? 

            Hartmut Obens, Fraktionsvorsitzender  


